
regierung nodi vom Landrat gegen die 
Niditausführung einer getroffenen An
weisung Schritte unternommen wurden.

2. Daß der Fall in Bockwitz kein Einzel
fall war, ist außerdem durch das Ver
halten des Wohnungsamtsleiters in 
Falkenberg/Elster bewiesen. In meh
reren Fällen setzte er sich über das 
Weisungsrecht der Kreis- und Landes
behörden in rigoroser Weise hinweg. 
Als Beispiel möchte ich den Vorgang 
eines Gärtnereibesitzers und Berufs
schullehrers aus Falkenberg anführen. 
Dieser hatte einen Gärtnerei-Betrieb 
erworben und zugleich den ehemaligen 
Besitzer als Altenteiler in seiner Woh
nung aufgenommen. Dies geschah un
ter dem Druck der Verhältnisse und 
unter größter persönlicher Einschrän
kung des neuen Eigentümers, der selbst 
auf dem Dachboden schlief. Die vor
bereitenden Arbeiten als Berufsschul
lehrer und die schriftlichen Arbeiten 
für den Betrieb erledigte er in einem 
einzigen Aufenthaltsraum, in dem auch 
die etwa acht Mann starke Belegschaft 
des Betriebes aß und sich häufig, ins
besondere bei Regenwetter, aufhielt. 
Nach dem Tode des vorgenannten 
Altenteilers beantragte der neue Eigen
tümer die Zuweisung des dadurch frei
gewordenen Zimmers. Diesem Anträge 
hätte stattgegeben werden müssen, da 
der Antragsteller selbst unzureichend 
untergebracht war und das Zimmer 
für die Gemeinde zur anderweitigen 
Gewinnung neuen Wohnraumes kaum 
verwendet werden konnte. Selbst der 
örtliche Wohnungsausschuß als Ver
treter der Bevölkerung stimmte dem 
Anträge zu. Durch den Leiter des 
örtlichen Wohnungsamtes wurde der 
Antrag jedoch willkürlich abgelehnt, 
ohne daß zwingende Gründe dafür 
nachgewiesen werden konnten. Auf die 
Beschwerde des Antragstellers ent
schied sowohl die Kreis- also auch die 
Landeswohnungsbehörde zu seinen 
Gunsten. Diese Entscheidungen waren 
jedoch nur Formsache, da die örtliche 
Wohnungsbehörde ihnen nicht Folge 
leistete. Eine Durchsetzung des Be
schlusses wurde auch hier von seiten 
des Landrats oder der Landesregierung 
nicht vorgenommen, weil sich die Or
gane der SED eingeschaltet hatten. 
Eine weitere Verfolgung des An
spruches des Betroffenen vor einem 
Verwaltungsgericht war nicht möglich, 
da die entsprechenden Institutionen in 
solchen Fällen niemals tätig wurden.

3. Außerdem möchte ich darauf hinwei- 
sen, daß zur damaligen Zeit im 
Kreise Liebenwerda durch die Volks
polizei häufig Exmittierungen vorge
nommen wurden, ohne daß die zustän
digen Wohnungsbehörden überhaupt 
eingeschaltet worden sind.

4. Im Kreise Salzwedel lagen die Ver
hältnisse genau so. Dies möchte ich an 
einem Beispiel aus der Gemeinde Hen
ningen darlegen. Hier war ein Grund
stück von der Besatzungsmacht dem 
Eigentümer, einem Bauern, zurückge
geben. Ohne daß die erforderliche 
ordnungsmäßige Erfassung vorgenom
men worden ist, wurden von dem 
Vorsitzenden der örtlichen Wohnungs

kommission in dem betreffenden Hause 
zwei Zimmer belegt. Nachdem die 
eingewiesenen Personen diesen Wohn- 
raum jedoch kurze Zeit später wieder 
verlassen hatten, sollten erneut, ob
wohl er gar nicht dazu befugt war. 
erfaßt wurde, Einweisungen vorgenom
men werden. Der Eigentümer stimmte 
grundsätzlich zu. Er beantragte je
doch, daß er sein Schlafzimmer, das 
besondere elektrische Anlagen hatte, 
gegen ein räumlich gleichwertiges Zim
mer austauschen könne. Da der Eigen
tümer der LDP angehörte, lehnte 
der Vorsitzende des örtlichen Woh
nungsausschusses den Antrag ab, ob
wohl er gar nicht dazu herum war. 
Der Bürgermeister des Ortes konnte 
sich gegen ihn nicht durchsetzen.
Ich selbst besichtigte die Wohnung 
und versuchte, eine Änderung der 
Verhältnisse herbeizuführen. Ich wies 
u. a. den Vorsitzenden des örtlichen 
Wohnnugsausschusses darauf hin, daß 
überhaupt noch keine rechtmäßige Er
fassung vorgenommen worden sei, daß 
er als Vorsitzender des örtlichen Woh
nungsausschusses zu einer Einwei
sungsverfügung gar nicht berechtigt sei 
und daß durch die Bereitwilligkeit des 
Hauseigentümers bei einer gesetzmäßi
gen Entscheidung auch der Friede in
nerhalb der Hausgemeinschaft ge
sichert sei, worauf es doch ganz we
sentlich ankomme.
In dieser Besprechung schloß sich der 
Vorsitzende des Ortswohnungsaus
schusses in Henningen meinen Ausfüh
rungen an und glaubte damit den 
Fall geklärt zu haben. Kurze Zeit da
nach stellte ich jedoch fest, daß er 
unter Umgehung der Kreiswohnungs- 
behörde den Kreiskontrollbeauftrag- 
ten, Bordiert, in Salzwedel eingeschal
tet hatte, und daß von diesem kurzer
hand eine Beschlagnahme im früheren 
Sinne vorgenommen worden war. 
Meine weiteren Bemühungen auf Be
reinigung des Falles scheiterten trotz 
aller Hinweise auf die gesetzlichen 
Bestimmungen an der Parteigebunden
heit meiner Gegenspieler.

Die vorstehenden Angaben entsprechen 
der Wahrheit. Ich bin bereit, sie jeder
zeit an Eides Statt zu versichern.
Berlin-Zehlendorf-West, den 29. 5. 52 

gez. Eberhard Consilius

Erklärung Schröder-Große
DOKUMENT NR. 273

Es erscheint Herr Erich Schröder-Große, 
wohnhaft Berlin-Steglitz, Fritzschweg 2, 
und erklärt auf Befragen folgendes:
Ich war in der Zeit vom 1.6.1945 bis 
30.6.1950 Direktor des Magdeburger 
Wohnungsamtes. Die Wohnraumbewirt
schaftung in Magdeburg wurde vom 
März 1946 ab, nachdem das Kontroll- 
ratsgesetz Nr. 18 (Wohnungsgesetz) in 
Kraft trat, auf dieses Gesetz und die 
dazu erlassene Durchführungsverordnung 
aufgebaut. Die Befugnisse der Woh
nungsbehörde waren in diesen gesetz
lichen Unterlagen ganz klar umrissen.

Im Jahre 1949 wuchsen die Schwierig
keiten bezüglich der Unterbringung von 
Angehörigen der Volkspolizei, die Son
derrechte für sich in Anspruch nahmen. 
Meine ablehnende Haltung hierzu 
brachte den übrigen Angestellten und 
mir erhebliche Schwierigkeiten mit der 
SED ein. Diese verlangte u. a. von mir, 
daß ich einen Redakteur der „Volks
stimme", der aus der Altmark nach 
Magdeburg geholt worden war, bevor
zugt mit selbständigem Wohnraum ver
sorgen sollte. Ich lehnte auch dieses An
liegen ab und veranlaßte die Aufnahme 
des Betreffenden in die Vormerkungs
kartei. Er mußte zunächst mit einem 
Untermietverhältnis zufrieden sein. In 
eine besonders starke Auseinander
setzung mit der SED wurde ich ver
wickelt, als ich die Forderung der Natio
nalen Front auf Freimachung einer Woh
nung am Hasselbadiplatz, die mit einer 
Flüchtlingsfamilie belegt war, ablehnte. 
Die günstige Lage der Wohnung am 
Hasselbachplatz sollte für das Anbringen 
eines Lautsprechers benutzt werden. 
Mein Hinweis auf die gesetzlichen Be
stimmungen und das Verbot, Wohnraum 
seiner Bestimmung zu entfremden, 
brachte mir die scharfen Vorwürfe eines 
Reaktionärs und Bürokraten ein. In 
vielen anderen Fällen verhielt ich mich 
ähnlich und lehnte jede Einmischung in 
meine Belange als Leiter des Wohnungs
amtes ab. Der Bezirksvorsitzende der 
SED versuchte deshalb bei anderer Ge
legenheit, mir einen Parteibefehl zu er
teilen. Auch hier lehnte ich jede Ein
mischung ab.
Durch meine Haltung und den Versuch, 
die Entscheidungen des Wohnungsamtes 
immer wieder auf die sozialen Belange 
der Bevölkerung und die gesetzlichen 
Bestimmungen abzustellen, wurde mir 
schließlich der Vorwurf des Objektivis
mus gemacht und man behauptete, daß 
ich den Aufbau einer „demokratischen" 
Verwaltung behindere. Am 8.6.1950 
sollte ich durch den SSD verhaftet wer
den. Es gelang mir jedoch, durch einen 
befreundeten Arzt mich dem Zugriff zu 
entziehen.
Auch nach meiner Flucht hatte ich noch 
engen Kontakt mit Magdeburg und 
wurde über die Zustände im Wohnungs
amt weiter laufend unterrichtet. • Das 
Wohnungsamt wurde kurze Zeit nach 
meinem Fortgang vollständig umorgani
siert und ging in eine Abteilung inner
halb des Dezernats für Wirtschaft und 
Arbeit auf. Die von mir aufgestellten 
Zuweisungsgrundsätze wurden abgeän
dert. Die Zuweisung erfolgt jetzt nur 
noch nach politischen Gesichtspunkten 
und unter starker Einflußnahme der SED. 
Das alte Personal ist inzwischen fast 
vollständig mit Aktivisten aus den Be
trieben ausgetauscht, so daß sich aus der 
Wohnungsbehörde inzwischen eine Ne
benstelle des Parteisekretariats entwik- 
kelte, die weisungsgemäß oder aus ideo
logischen Gründen gesellschaftspolitisch 
hervortretende Personen bevorzugt, ohne 
auf die sozialen Merkmale der übrigen 
Bürger Rüdesicht zu nehmen.

Berlin, den 6. Juni 1952.
gez. Erich Schröder-Große
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